
Europa muss 
sozialer werden

Klare Re-
geln für
die Wirt-
schaft und
die Fi-
nanzmärk-
te, starke
Arbeitneh-

merrechte und gerechte
Mindestlöhne, Klimaschutz
und eine aktive Rolle als
Friedensmacht: Der SPD-
Spitzenkandidat zur Euro-
pawahl Martin Schulz über
die Ziele seiner Partei.
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40 Prozent Frauen 
in die Aufsichtsräte

Gleiche Chancen für
Frauen und Männer. Im
Entwurf ihres Regierungs-
programms kündigt die
SPD verbindliche Regelun-
gen an, die dafür sorgen sol-
len, dass Frauen und Män-
ner gleiche Aufstiegschan-
cen in den Unternehmen
haben und der Frauenanteil
in den Führungspositionen
deutlich erhöht wird: „Aus-
ländischen Beispielen fol-
gend wollen wir in den Auf-
sichtsgremien von Unter-
nehmen eine Frauenquote
von 40 Prozent einführen.“

Sozial und demokratisch.
Das ist Titel und Grundidee
unseres Regierungspro-
gramms. Denn darum geht
es in der Regierungszeit von
2009 bis 2013. Das ist es,
was Frank-Walter Stein -
meier als Bundeskanzler zur
Grundlage seiner Politik
machen will. Das Soziale
und das Demokratische.
Und das heißt: Ganz vorne-
an steht Arbeit. Gute Arbeit.

Arbeit ist die Grundlage
für den Wohlstand. Arbeits-
plätze erhalten und neue
schaffen – das ist unsere
wichtigste gemeinsame Auf-
gabe. Gut und fair bezahlte
Arbeit. Arbeit für Männer
und Frauen. Arbeit, die Ver-
einbarkeit von Familie und
Beruf ermöglicht. Ausbil-
dung und Weiterbildung,
die gut qualifizieren. Nur
wenn genug solche Arbeit da
ist, schaffen wir es, den
Wohlstand zu erhalten. 

Sozial und demokratisch –
das bringt es auf den Punkt:
Arbeit im Mittelpunkt. Faire
Bildungschancen für alle,
das Land ökologisch moder-
nisieren und Spitzenreiter
sein beim Klimaschutz. Fa-
milien stärken, gleiche
Chancen und gleicher Lohn
für Männer und Frauen, In-
tegration und: Ein guter
Partner in Europa sein.

Für ein Europa, das wirt-
schaftlich stark und sozial
ist, wählen wir am 7. Juni
das Europaparlament. Ganz
vorne Martin Schulz, unse-
ren Spitzenkandidaten. Wer
will, dass Europa soziale
Fragen nicht der Wirtschaft
unterordnet, wählt SPD.
Wer will, dass Europa vorne
ist, bei Abrüstung und für
eine Welt ohne Atomwaffen
kämpft, wählt SPD. 

Arbeit,
Arbeit,
Arbeit!
von Franz Müntefering

SPD stellt Entwurf für Regierungsprogramm vor
Deutschland steht am Be-

ginn des Superwahljahrs
2009 – mit der Europawahl
am 7. Juni und der Bundes-
tagswahl am 27. September.
Hinzu kommen Landtags-
wahlen in Sachsen, Thürin-
gen, im Saarland, in Bran-
denburg und viele wichtige
Kommunalwahlen.

Die SPD geht gut gerüstet
in den Kampf um die politi-
sche Mehrheit. Am 19. April
haben die Sozialdemokraten
als erste Partei den Entwurf
für ein umfassendes Regie-

rungsprogramm 2009 bis
2013 vorgestellt. Das Pro-
gramm steht unter dem Mot-
to „Sozial und demokratisch.
Anpacken für Deutschland.“
Es richtet sich an alle, „die
unser Land besser, gerechter
und menschlicher machen
wollen“. Der SPD-Vorsitzen-
de Franz Müntefering: „Die
Zeit ist reif in Deutschland für
mehr organisierte Solidarität

und für mehr Demokratie.“
Als Kanzlerkandidat wird

Außenminister Frank-Walter
Steinmeier die SPD in den
Wahlkampf führen. Frank-
Walter Steinmeier bei der
Vorstellung des Programm-
entwurfs: „Wir werden alles
dafür tun, dass das Soziale in
der Marktwirtschaft wieder
klar erkennbar wird. Das ist
unsere ureigenste Aufgabe als
deutsche Sozialdemokratie.“
Das Programm soll am 14. Ju-
ni endgültig von einem SPD-
Parteitag beschlossen werden.

Am 7. Juni: Mehr SPD für Europa 
Die Europawahl am 7. Juni

ist eine Richtungsentschei-
dung. Es geht um die politi-
sche Richtung für Europa
und die Europäische Union
im neuen Jahrzehnt. 

Die Wirtschafts- und Fi-
nanzkrise hat gezeigt, dass
Märkte nicht ohne Regeln
bleiben dürfen. Die markradi-
kale Ideologie von Konserva-
tiven und Liberalen ist ge-
scheitert. Jetzt braucht Euro-
pa einen Neuanfang. Die SPD
steht dafür, dass Europa eine
soziale Ordnung aufbaut, die
das Wirtschaften europa- und

weltweit an klare Regeln bin-
det und auf das Gemeinwohl
verpflichtet. 

Die SPD will eine EU, die 
� klare Regeln für die inter-
nationale Finanzwirtschaft
und eine gerechte Weltwirt-
schaftsordnung durchsetzt; 
� Lohn- und Sozialdum-
ping verhindert und Arbeit-
nehmerrechte stärkt; 
� Zukunftsinvestitionen in
Bildung, Forschung und Ent-
wicklung besonders fördert; 
� Vorreiter beim internatio-
nalen Klima- und Umwelt-
schutz ist und

� für Frieden, Entwicklung
und soziale Gerechtigkeit
weltweit eintritt. 

Dieser Weg erfordert eine
starke Sozialdemokratie und
eine sozialdemokratische
Mehrheit im Europäischen
Parlament. Mehr SPD für
Europa – darum geht es bei
der Europawahl am 7. Juni!

Alles über das 
Regierungsprogramm der

SPD auf den Seiten 4 und 5

Klare Kante.
Zeitung der SPD Mai/Juni 2009

„Aufbruch 
zum Besseren“

von
Frank-Walter

Steinmeier
Seite 7

Sozial und demokratisch –
Anpacken für Deutschland
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Trotz Krise: Die SPD hält an
ihrem Ziel „Gute Arbeit“ fest

Von 
Andrea Nahles

Wir wollen, dass alle
Menschen Arbeit haben.
Dieses Ziel geben wir
auch in der Krise nicht
auf. Arbeit muss ordent-
lich bezahlt sein, darf
nicht krank machen,
muss Möglichkeiten zur
Weiterbildung eröffnen
und familienfreundlich
gestaltet sein.

Arbeit ist mit sozialen
Rechten verbunden, die
wir verteidigen und
stärken wollen: Der
Schutz vor Kündigun-
gen und das Recht auf
die Wahl von Betriebs-
räten sind für die SPD
unverzichtbare Rechte.

Wir werden die Tarif-
autonomie in Deutsch-
land und Europa vertei-
digen. Wir wollen, dass
Tariftreue zu einem zen-
tralen Kriterium bei der
Vergabe von öffentli-
chen Aufträgen wird.

Wir haben in der
Großen Koalition ge-
gen den Widerstand

der Union Mindestlöh-
ne für hunderttausende
von Menschen durch-
gesetzt. Unser Ziel
bleibt ein allgemeiner
gesetzlicher Mindest-
lohn.

Um Arbeitslosigkeit
vorzubeugen, ist unser
Motto in der Krise
„Qualifizieren statt
entlassen.“ Wir wollen
dies zu einer Dauerauf-
gabe machen und eine
Job-Vorsorge für alle
zwischen 15 und 67
einführen, um Weiter-
bildung zu erleichtern
und damit Arbeitslosig-
keit vorzubeugen.

Die Selbstkontrolle der 
Finanzmärkte hat versagt

Von 
Peer Steinbrück

Die Krise zeigt, dass
die Finanz- und Kapital-
märkte nicht dem freien
Spiel der Kräfte überlas-
sen werden dürfen, son-
dern durch klare, von
der Politik gesetzte Re-
geln zu zügeln sind. Das
alleinige Setzen auf
Selbstverpflichtung und
Selbstkontrolle dieses

Wirtschaftssektors führt
nicht zum Erfolg. Diese
Krise erfordert neue und
pragmatische Antworten
im Sinne einer „gesamt-
haften Ordnungspoli-
tik“, wie sie von Karl
Schiller und Helmut
Schmidt in wirtschaft-
lich schwierigen Zeiten
geführt wurde.

Bei der Bekämpfung
der Ursachen dieser Fi-
nanz- und Wirtschafts-
krise kommt der Euro-
päischen Union eine be-
sondere Rolle zu. Euro-
päische Sozialdemokra-
ten haben hier wichtige
Maßnahmen angesto-

ßen: Der Vorschlag zur
Regulierung von Hed-
ge-Fonds musste gegen
großen Widerstand der
Konservativen durchge-
setzt werden und ent-
spricht immer noch
nicht den Notwendig-
keiten. Sozialdemokra-
ten setzen sich aktiv für
Verbesserungen bei der
Zinssteuerrichtlinie ein,
um Steuerflucht zu be-
grenzen. Wir streiten
für eine Überarbeitung
des geltenden Regel-
werks, welches Spekula-
tion beseitigt und Risi-
ken angemessen bewer-
tet. 

Regeln für die Finanzmärkte
Die internationalen Fi-

nanzspekulationen haben
die Welt in die schwerste
Krise seit der Weltwirt-
schaftkrise Ende der zwan-
ziger Jahre des letzten Jahr-
hunderts geführt. Der Zu-
sammenbruch der Finanz-
märkte hat massive Wachs-
tumseinbrüche und ein
Hochschnellen der Arbeits-
losigkeit zur Folge. Jetzt
brauchen die Finanzmärkte
neue Regeln, um vergleich-
bare Krisen künftig von
vornherein zu verhindern.

Die SPD hat als erste und
bislang einzige Partei ein um-
fassendes Konzept zur Regu-
lierung der Finanzmärkte vor-
gelegt. Bereits im Oktober
2008 stellte Finanzminister
Peer Steinbrück 14 Verkehrs-
regeln für die Finanzmärkte
vor. Im Februar hat die SPD

die Vorschläge in dem Papier
„Die Finanzmärkte grundle-
gend neu ordnen - Unsere Fi-
nanzmarktgrundsätze“ konkre-
tisiert. Zentrale Aussage: Wir
brauchen ein stärkeres Verant-
wortungs- und Risikobewusst-
sein im gesamten Finanzsystem. 

� Die Trennung zwischen
der Entscheidung, einen Kre-
dit zu vergeben und der Ver-
antwortung für das damit ein-
hergehende Risiko muss auf-
gehoben werden. Finanzinsti-
tute sollen daher ihre Kredit-
risiken nicht mehr zu 100

Prozent verbriefen und wei-
terreichen können. Sie müs-
sen künftig mindestens 20 %
des Risikos selber tragen. 
� Die Zinssteuerrichtlinie
muss den Informationsaus-
tausch über Zinseinkünfte so
regeln, dass alle Steuerschlupf-
löcher künftig gestopft wer-
den.
� Hedge-Fonds und Priva-
te-Equity-Fonds müssen auf
europäischer Ebene wir-
kungsvoll geregelt werden.
Hedge-Fonds müssen regis -
triert werden und über genug
Liquiditätsreserven verfügen.
� Haftung und Entlohnung
von Managern müssen so ge-
regelt werden, dass sie sich
am langfristigen Unterneh-
menserfolg und damit auch
an der Arbeitsplatzsicherheit
der Beschäftigten orientieren
– statt wie bislang an kurzfri-
stigen Renditen.

SPD-Konzept setzt auf größere Verantwortungsübernahme der Finanzinstitute

Arbeitnehmer für 
ein soziales Europa

Sichere Arbeitnehmer-
rechte, faire Löhne und ein
guter Arbeits- und Ge-
sundheitsschutz für ganz
Europa. Dies sind die zen-
tralen Forderungen der
SPD-Arbeitnehmerinitiati-
ve zur Europawahl. In ei-
nem Aufruf verlangt die In-
itiative, dass die Europäi-
sche Union zu einer Sozial-
union weiter entwickelt
werden muss. Die wirt-
schaftlichen Freiheiten des
Binnenmarktes dürften
keinen Vorrang vor den so-
zialen Grundrechten ha-
ben. Im Konfliktfall müss-
ten die sozialen Rechte
Vorrang haben. Ein Euro-
pa der Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer gebe es
nur mit einer starken Sozi-
aldemokratie. Zu den Erst-
unterzeichnern des Aufru-
fes zählen zahlreiche Euro-
päische Betriebsräte.
�Im Internet:

www.afa.spd.de

„Die Finanzkrise ist kein Betriebsunfall“
SPD-Spitzenkandidat Martin Schulz über die Rolle Europas im Kampf um Arbeit und Sozialstandards

� Herr Schulz, mit welchem
Ziel gehen Sie und die SPD in
den Europawahlkampf? 

„Wir wollen in Europa klare
Regeln für die Wirtschaft und
die Finanzmärkte. Wir stehen
für starke Arbeitnehmerrechte
und gerechte Mindestlöhne in
Deutschland wie in Europa,
für Klimaschutz und erneuer-
bare Energien. Wir wollen ein
Europa, das Verantwortung
für Frieden, Entwicklung und
soziale Gerechtigkeit weltweit
übernimmt. Diese Ziele wer-
den wir klar und mit allem
Selbstbewusstsein im Europa-
wahlkampf herausstellen.“

� Wo liegen die wesentli-
chen Unterschiede zur Union
und zu den Liberalen?

„Konservative und Marktli-
berale sehen in der Finanzkrise
nur einen Betriebsunfall, der
keine neue Politik erfordert.
Wir Sozialdemokraten sagen
dagegen: Wir können und
dürfen nach der Krise nicht
zurück zur Tagesordnung.
Sonst ist nach der Krise vor
der nächsten Krise. Wir brau-
chen jetzt einen Neuanfang
mit einer Politik, die im Inter -
esse vor allem der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer
handelt und nicht im Interesse
von verantwortungslosen Fi-
nanzjongleuren. Das geht nur
mit der SPD.“

� Die SPD stellt das „soziale
Europa“ in den Mittelpunkt
des Wahlkampfes. Was heißt
das? 

„Nach dem einheitlichen
europäischen Markt mit der
Wirtschafts- und Währungs-
union, mit freiem Waren- und
Dienstleistungsverkehr und
mit europaweiter Arbeitneh-
merfreizügigkeit müssen wir

jetzt dringend eine soziale
Ordnung für Europa aufbau-
en. Dazu benötigen wir euro-
paweit soziale Mindeststan-
dards. Dies haben CDU/CSU
und FDP immer noch nicht
begriffen: Europa braucht ge-
meinsame Regeln und starke
soziale Rechte, um Lohn- und
Sozialdumping endlich einen
Riegel vorzuschieben und ge-
meinsam sozialen Fortschritt
in Europa zu organisieren.

Für Konservative und Markt-
radikale haben Wettbewerb
und Deregulierung immer
noch Vorrang vor fairen Löh-
nen und sicheren Arbeitneh-
merrechten. Dies wollen die
Menschen in Europa nicht
mehr. Und deshalb gilt: Mehr
SPD für Europa!“

� Wie soll denn eine soziale
Ordnung für Europa konkret
aussehen? 

„Starke Arbeitnehmerrechte
und Mitbestimmung in Unter-
nehmen und Betrieben, Min-
destlöhne in ganz Europa, eine
neue europäische Bildungsof-
fensive mit gemeinsamen eu-
ropäischen Standards für Sozi-
al- und Bildungsausgaben, ei-
ne fortschrittliche europäische
Politik für Gleichstellung und
gegen Diskriminierung – dies
alles sind Bausteine für ein so-
ziales Europa. Darüber hinaus:

Alle Richtlinien und Verord-
nungen der EU müssen syste-
matisch auf ihre sozialen Aus-
wirkungen für die 500 Millio-
nen EU-Bürgerinnen und 
-Bürger in Europa überprüft
werden.“

� Stichwort Verbraucher-
schutz. Die große Mehrheit der
Deutschen lehnt gentechnisch
veränderte Lebensmittel ab.
Deutschland hat jetzt den An-
bau von gentechnisch verän-
dertem Mais verboten. Wie
steht die SPD dazu?

„Den Anbau von gentech-
nisch verändertem Mais bei
uns zu verbieten, ist richtig und
im Interesse aller Verbrauche-
rinnen und Verbraucher. Aber
wir gehen weiter. Wir setzen
uns für einen restriktiven Um-
gang mit „grüner Gentechnik“
ein. Dazu müssen noch die
rechtlichen Grundlagen gelegt
werden, um gentechnikfreie
Regionen in Europa zu ermög-
lichen. Generell gilt: Wir ste-
hen für einen starken Verbrau-
cherschutz. Bewährte deutsche
Standards dürfen nicht durch
andere europäische Regeln un-
terlaufen werden.“

� Die SPD hat Sie als neuen
EU-Kommissar vorgeschla-
gen. Wo sehen Sie hier Ihre
wichtigste Aufgabe? 

„In der EU-Kommission
muss sozialdemokratische
Politik mit starker Stimme
vertreten sein. Bisher wird
die Kommission von Konser-
vativen und Liberalen domi-
niert. Als deutscher EU-
Kommissar werde ich vor al-
lem dafür sorgen, dass die
EU-Kommission soziale Ge-
rechtigkeit und faire Regeln
für die Märkte stärker in den
Vordergrund rückt.“

Martin Schulz zieht als Spitzenkandidat der
SPD in den Europawahlkampf. Der 54-Jährige ge-
lernte Buchhändler gehört dem Europäischen
Parlament seit 1994 an. Vorher war er 11 Jahre Bür-
germeister seiner Heimatstadt Würselen. Im Par-
lament führt Martin Schulz seit 2004 die Fraktion

der europäischen Sozialdemokraten an. Er gilt
über Parteigrenzen hinweg als einer der profilier-
testen Europa-Politiker. Deshalb hat ihn die SPD
jetzt als Nachfolger von Günther Verheugen als
deutschen EU-Kommissar vorgeschlagen. Martin
Schulz ist verheiratet und hat zwei Kinder.

Martin Schulz: Europäer aus Leidenschaft

Anpacken auf Wahlkampf09.de
Die SPD startet mit einem

neuen Internet-Auftritt in das
Superwahljahr 2009. Neben
die bekannte SPD-Homepage
www.spd.de treten neue Sei-
ten. Und auch in den großen
sozialen Netzwerken wie Fa-
cebook, Twitter oder youtu-
be ist die SPD vertreten. Das
sind die wichtigsten Seiten der
SPD im Netz:

www.spd.de
Die zentrale Informations-

plattform der SPD mit allen

wichtigen Informationen zum
Regierungsprogramm, zu zen-
tralen Themen oder zu Spit-
zenpolitikerinnen und -politi-
kern. SPD-Mitglieder und 
-Sympathisanten können sich
direkt über Mitmachoptionen
in den Wahlkampf einmischen
und die SPD unterstützen.

www.wahlkampf09.de
Die neue zentrale Kampag -

nenplattform der SPD mit
Brücken in die sozialen Netz-
werke im Internet. Auf wahl-

kampf09.de können sich die
Unterstützer für den SPD-
Kanzlerkandidaten Frank-
Walter Steinmeier organisie-
ren und gemeinsame Aktio-
nen verabreden.

Kandidatenseiten
Ebenfalls völlig neu gestaltet

sind die Internetseiten des SPD-
Kanzlerkandidaten (www.
frank-walter-steinmeier.de)
und des SPD-Spitzenkan -
didaten zur Europawahl
(www.martin-schulz.de).

Roland Kaiser, Sänger
„Den Blick nach
vorn: In den letz-
ten Wochen hat
vor allem die Sozi-
aldemokratie klar-
gemacht, dass
man bei akuten
Problemen nicht
den Kopf in den

Sand stecken darf, sondern interdiszipli-
näre Lösungen gefragt sind. Sie zeigt,
dass es in Krisenzeiten darum geht, mit
den Menschen zu sprechen, zuzuhören
und die richtigen Entscheidungen auf
den Weg zu bringen. Die SPD bringt uns
aus der Krise: Deutschland und Europa.“

Leonard Lansink, Schauspieler
„Es geht dem-

nächst um eine
grundsätzliche
Entscheidung:
soziales oder
marktradikales
Europa. Deshalb
sollten wirklich
alle zur Europa-

wahl am 7. Juni gehen. Damit die klei-
nen Leute nicht vergessen werden,
damit Arbeitsplätze auch in der Krise
erfolgreich verteidigt werden, damit
die soziale Sicherung nicht unter die
Räder kommt, gibt es nur eine Wahl:
die SPD! “

Johano Strasser, Schriftsteller
„Wir Europäer

 haben in unserer
langen Geschichte
alle großen Irrtü-
mer und alle gro-
ßen Verbrechen
bereits begangen
und die Strafe 
dafür am eigenen

Leib zu spüren bekommen. Diesen Vor-
sprung an Erfahrung sollten wir nutzen,
um endlich ein demokratisch handlungs-
fähiges, sozial gerechtes, ökologisch ver-
nünftiges und kulturell vielfältiges 
Europa zu bauen, das als Friedensmacht
die Achtung der Völker gewinnt.“

Floriane Daniel, Schauspielerin
„Zukunft für

 alle! Wenn einer
sich um die Siche-
rung von allge-
meingültigen so-
zialen Standards
kümmert, dann
die SPD. Sie sorgt
dafür, dass wir

und unsere Kinder eine Zukunft haben,
in der Chancengleichheit, Solidarität und
Gerechtigkeit keine Phrasen sind! Die
Themen Ausbildung, Arbeit und Vorsor-
ge werden engagiert vorangebracht und
das Leben in Deutschland und Europa
auf die einzig richtige Weise gestaltet.“

Unser Europa: demokratisch, sozial gerecht, friedlich und ökologisch intakt
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Am 19. April 2009 hat SPD-Kanzlerkandidat Frank-Walter
Steinmeier in Berlin den Entwurf für das Regierungspro-
gramm der SPD 2009 bis 2013 vorgestellt. Das Programm ist
ein Angebot an die gesamte Gesellschaft: „Es richtet sich an
alle, die unser Land besser, gerechter und menschlicher ma-
chen wollen. An alle, die sich den Grundsätzen der Fairness
und der Solidarität verpflichtet fühlen.“ 
Der Programmentwurf wird in diesen Wochen breit in der SPD

und in der gesamten Öf-
fentlichkeit diskutiert.
Beschlossen wird das
Programm vom SPD-
Parteitag am 14. Juni in
Berlin.
Auf diesen Seiten sind
wichtige Teile des Ent-
wurfs gekürzt dokumen-
tiert. Wer den gesamten
Entwurf lesen möchte,
kann ihn bestellen: 
SPD-Parteivorstand, 
Wilhelmstr. 141, 
10963 Berlin. 
Oder im Internet:
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Sozial und demokratisch. Anpacken für Deutschland.
Handeln für sichere und gute Arbeitsplätze

Bildung ist Menschenrecht

Sozialstaat –
Fortschritt und Zukunft

Wir Sozialdemokratinnen
und Sozialdemokraten wol-
len, dass alle Menschen Ar-
beit haben. Unser Ziel ist
Gute Arbeit. Sie muss fair be-
zahlt sein, darf nicht krank
machen, muss Möglichkeiten
zur Weiterbildung eröffnen
und familienfreundlich ge-
staltet sein.
� Aktive Konjunkturpoli-
tik. In einer konjunkturellen
Ausnahmesituation muss der
Staat entschieden und gezielt
mit zusätzlichen staatlichen
Ausgaben über eine begrenz-
te Zeit gegensteuern.
� Erhalt der industriellen
Basis. Deutschland braucht
auch in Zukunft eine starke In-
dustrie als Basis einer wissens-
intensiven und wettbewerbsfä-
higen Volkswirtschaft. Der
Staat kann und muss in der
Krise mit aktiver Industriepoli-
tik dazu beitragen, die indu-
strielle Basis und die damit ver-
bundenen Arbeitsplätze zu er-
halten und zu modernisieren.
� Aktive und ökologische
Industriepolitik. Von zentra-
ler Bedeutung ist für uns der

Ausbau zukunftsträchtiger
Leitmärkte wie Klima- und
Umwelttechnik, Gesundheits-
technologien oder der Bereich
der Kreativwirtschaft. Hier hat
unsere Wirtschaft die größten
Wachstumschancen.
� Erhalt von Arbeitneh-
merrechten. Der Schutz vor
Kündigung und das Recht auf
die Wahl von Betriebsräten
sind für die SPD unverzicht-
bare Rechte von Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmern.

Wir beschützen diese Rechte. 
� Mindestlöhne. Unser Ziel
ist ein allgemeiner gesetzlicher
Mindestlohn. Wir gehen da-
von aus, dass ein Mindestlohn
von 7,50 € zurzeit eine sinn-
volle Orientierungsmarke ist.
� Gleiche Löhne. Gerech-
te Löhne sind leider auch im-
mer noch eine Frage des
 Geschlechts. Wir werden 
dafür sorgen, dass sich die
 Lohnlücke zwischen Män-
nern und Frauen schließt.

� Leiharbeit: Wir werden
Leiharbeitsverhältnisse recht-
lich besser absichern. Neben
einer Lohnuntergrenze ge-
hört dazu auch die Stärkung
des Prinzips „Gleicher Lohn
für gleiche Arbeit“.
� Tarifautonomie und Ta-
riftreue sichern. Wir wer-
den die Tarifautonomie in
Deutschland und Europa ver-
teidigen. Sie ist eine Grund-
lage für Gute Arbeit.
� Die Arbeitslosenversi-
cherung wird zur Arbeits-
versicherung. Wir wollen
die Arbeitslosenversicherung
zu einer Arbeitsversicherung
weiterentwickeln, die Ar-
beitslosigkeit nicht nur
schnell beendet, sondern da-
bei hilft, sie zu vermeiden. Zu
diesem Zweck werden wir
bundesweit für jede Arbeit-
nehmerin und jeden Arbeit-
nehmer einen Rechtsan-
spruch auf eine kostenlose
Überprüfung des individuel-
len Qualifizierungsbedarfs
einrichten. �

Handlungsfähiger Staat – solidarisch finanziert

Gleichstellung von Frauen und Männern

Um wichtige Investitionen
vor allem in Bildung, Famili-
en, Forschung, Infrastruktur,
Kultur oder Sicherheit zu er-
möglichen, ist der Staat auf
solide und stabile Einnahmen
angewiesen. Unsere Steuer-
politik folgt dem Prinzip,
wirtschaftliche Dynamik mit
sozialer Gerechtigkeit zu ver-
binden.
� Entlastung der Normal-
verdienenden. Eine verant-
wortungsvolle Haushalts-
und Finanzpolitik muss ak-
zeptieren, dass es auf abseh-
bare Zeit keinen Spielraum
für flächendeckende Steuer-
senkungen gibt. Wir wollen
die Entlastungen daher auf

die Bezieher niedriger und
mittlerer Einkommen sowie
die Familien konzentrieren.
� Absenkung des Ein-
gangssteuersatzes auf zehn
Prozent. Mit der Absenkung
des Eingangssteuersatzes von
bislang 14 auf 10 Prozent ent-
lasten wir gezielt untere und
mittlere Einkommen.
� Gerechter Kindergrund-
freibetrag. Wir werden den
Kinderfreibetrag von 3.864 Eu-
ro um weitere 200 Euro je Kind
schon ab dem 1. Januar 2010
erhöhen und damit eine ver-
fassungsgemäße Familienbe-
steuerung garantieren.
� 300 Euro Lohnsteuer-
Bonus. Wir bieten allen 30

Millionen Lohnsteuerpflich-
tigen an, künftig per Postkar-
te an das Finanzamt auf die
jährliche Einkommensteuer-
erklärung verzichten zu kön-
nen. Damit sich das für die
Steuerzahler rechnet, erhal-
ten Ehepaare einen Lohn-
steuer-Bonus in Höhe von
600 € pro Jahr und Singles in
Höhe von 300 €. 
� Anhebung des Spitzen-
steuersatzes als „Bildungs-
soli“. Wir schlagen einen Zu-
schlag als „Bildungssoli“ bei
der Besteuerung höchster
Einkommen vor. Dabei wird
der Spitzensteuersatz auf 47
% ab einem zu versteuernden
Einkommen von 125.000 €

(Verheiratete 250.000 €) an-
gehoben.
� Börsenumsatzsteuer. 
Zur Eindämmung kurzfristi-
ger Spekulationen wollen wir
eine Börsenumsatzsteuer ein-
führen.
� Steuerhinterziehung be-
kämpfen und Steuerschlupf-
löcher schließen. In Deutsch-
land werden jährlich viele Mil-
liarden Euro an den Finanz-
ämtern vorbeigeschleust und
in Steueroasen verlagert. Die
daran beteiligten Staaten müs-
sen dazu gebracht werden, sich
an die internationalen Stan-
dards des Informationsaustau-
sches im Besteuerungsverfah-
ren zu halten. �

Bildung ist ein Menschen-
recht. Jedes Kind hat das glei-
che Recht auf eine gute Bil-
dung – als Grundlage für ein
erfülltes Leben und als Ein-
trittskarte für gute, qualifizier-
te Arbeit. Das gilt unabhängig
von der Herkunft, unabhängig
vom Einkommen der Eltern.
� Alle Schülerinnen und
Schüler brauchen einen Ab-
schluss. Unser erstes und
wichtigstes Ziel wird sein, die
Zahl der Schulabbrecher
dras tisch zu reduzieren.

� Mehr Geld für Bildung.
Bildung muss unserer Gesell-
schaft mehr wert sein. Unser
Ziel: Bis 2015 mindestens sie-
ben Prozent des BIP für Bil-
dung und drei Prozent für
Forschung und Entwicklung.
� BAföG: Tradition ver-
pflichtet. Die Sozialdemokra-
tie hat das BAföG zu Beginn
der 70er Jahre eingeführt, weil
es eine wichtige Bedingung für
Chancengleichheit in der Bil-
dung ist. An dieser Tradition
knüpfen wir an.

� Ganztagsschulen aus-
bauen. Mit dem Ganztags-
schulprogramm haben wir ei-
nen Durchbruch in der Bil-
dungspolitik geschafft. Unser
Ziel ist es, das Angebot an
Ganztagsschulen flächen -
deckend auszubauen.
� Keine Studiengebühren.
Ein Studium darf nicht am
Geld scheitern. 
Wir stehen für ein ge-
bührenfreies Erststudium
bis einschließlich zum Mas -
ter. �

Familien stärken – Gleiche Chancen
In der Familie gilt das Prin-

zip der Solidarität: Jeder steht
für den anderen ein. Diese
Solidarität verdienen Famili-
en auch von der Gesellschaft.
� Bessere Kinderbetreu-
ung. Wir haben durchge-
setzt, dass es ab 2013 für jedes
Kind vom 1. Geburtstag an
einen Rechtsanspruch auf Be-
treuung gibt. Dieser Rechts-

anspruch soll zu einem An-
spruch auf Ganztagsbetreu-
ung ausgeweitet werden.
� Elterngeld und Partner-
monate verbessern. Wir wol-
len die Zahl der Partnermona-
te von zwei auf vier erhöhen
und den Anspruch auf Teilzeit-
beschäftigung und Elterngeld
von sieben auf vierzehn Mona-
te erweitern.

� Gezielte Unterstützung
für Alleinerziehende. Eltern-
teile, die ihre Kinder allein er-
ziehen, wollen wir mit geziel-
ten Maßnahmen helfen.
� Aktionsplan gegen Kin-
derarmut. Wir wollen einen
Aktionsplan auf den Weg
bringen, der vor allem auf ei-
ne bessere Betreuung, Ernäh-
rung und Bildung abzielt. �

Soziale Gesellschaft im Wandel

Globale Verantwortung tragen
Im ersten globalen Jahrhun-

dert kann und will Deutsch-
land nicht alleine agieren, son-
dern als ein wichtiger Teil Eu-
ropas. Dieses Europa soll nicht
nur wirtschaftlich stark sein,
sondern eine klare soziale Ord-
nung haben. Europa steht in-
ternational für Frieden, Ko-
operation und fairen Ausgleich.

� Vereinte Nationen stär-
ken. Die Vereinten Nationen
sind die oberste Instanz einer
globalen Rechtsordnung. Des-
halb wollen wir sie stärken
und, wo nötig, modernisieren.
Deutschland ist bereit, inter-
national noch mehr Verant-
wortung zu übernehmen, auch
im Sicherheitsrat.

� Eine Welt ohne Atom-
waffen. Abrüstung, Nichtver-
breitung und Rüstungskon-
trolle sind für uns zentrale
Überlebensfragen von mor-
gen. Unser Ziel bleibt eine
Welt ohne Atom und Massen-
vernichtungswaffen. Wir plä-
dieren für einen neuen Anlauf
bei der nuklearen Abrüstung.�

www.spd.de

Der Sozialstaat ist organisierte
Solidarität: Er gründet sich dar-
auf, dass Menschen füreinander
einstehen – Starke für Schwache,
Junge für Alte, Gesunde für
Kranke und Pflegebedürftige,
Arbeitende für Arbeitsuchende:
Die Gemeinschaft für Hilfebe-
dürftige.
� Stabilisierung der beste-
henden Alterssicherung. Zur
umlagefinanzierten gesetzlichen
Rente, ergänzt um die betriebli-
che und private Altersvorsorge,
gibt es keine bessere Alternative. 
� Mehr Flexibilität im Über-
gang. Wir wollen Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern
in Zukunft mehr Flexibilität
beim Übergang vom Erwerbs-
leben in die Rente ermöglichen.

� Einheitliches Rentensys -
tem in Ost und West. Wir wer-
den in der kommenden Legisla-
turperiode ein einheitliches Ren-
tensystem in Ost und West
durchsetzen.
� Bürgerversicherung bei
Gesundheit und Pflege. Glei-
che Gesundheitschancen und die
solidarische Absicherung der all-
gemeinen Lebensrisiken Krank-
heit und Pflege für alle Men-
schen sind wesentliche Voraus-
setzungen für Freiheit und für
gleichberechtigte gesellschaftli-
che Teilhabe. Wir wollen auch in
Zukunft keine Zwei-Klassen-
Medizin, sondern eine gute Ver-
sorgung, zu der alle Bürgerinnen
und Bürger in allen Regionen
den gleichen Zugang haben. �

Nachhaltige 
Energiepolitik

Der Klimawandel fordert uns
alle. Nachhaltig leben und wirt-
schaften ist keine bloße Utopie,
sondern die Voraussetzung da-
für, dass kommende Generatio-
nen auch in Zukunft gut leben
können. Wir wollen die Klima-
ziele erreichen und die umfas-
sende ökologische Modernisie-
rung Deutschlands.
� Weg vom Öl. Deutschland
soll im Bereich der Energie mit-
telfristig unabhängig von Ölim-
porten werden.
� 50 Prozent bis 2030. Wir
setzen auf einen Stufenplan bei
der Umstellung auf Erneuerbare
Energien: Im Jahr 2020 wollen
wir mindes tens 35 Prozent er-
reicht haben und im Jahr 2030
soll mindestens die Hälfte der

Stromerzeugung aus Erneuerba-
ren Energien kommen.
� Reduzierung der Treib-
hausgasemissionen. Unser Ziel
ist, die Treibhausgasemissionen
in Deutschland bis zum Jahr
2020 gegenüber 1990 um minde-
stens 40 Prozent zu senken.
� Atomausstieg umsetzen,
Sicherheit gewährleisten. Die
Nutzung der Atomenergie birgt
zu große Risiken. Nicht zuletzt
ist die Frage der Endlagerung
des Atommülls bis heute unge-
löst. Wir steigen bis 2021 kom-
plett aus der Atomenergie aus.
Bis zum Ausstieg gelten die
höchstmöglichen Sicherheits-
standards in allen Anlagen mit
der Pflicht zur ständigen Nach-
rüstung. �

Joerg Lantelme

Wir wollen die Gleichstel-
lung von Männern und Frau-
en in allen gesellschaftlichen
Bereichen weiter voranbrin-
gen. Dazu gehören die glei-
che Teilhabe an existenzsi-
chernder Arbeit und berufli-
che Aufstiegsmöglichkeiten
sowie gleicher Lohn für
gleichwertige Arbeit ebenso
wie die partnerschaftliche
Teilung der familiären Sorge.
Gleichberechtigung muss zur
Gleichbehandlung und tat-

sächlichen Gleichstellung
führen.
� Gleiche Chancen, glei-
che Bezahlung. Für gleich-
wertige Arbeit müssen glei-
che Löhne gezahlt werden.
Wir werden mit verbindli-
chen Regelungen dafür sor-
gen, dass Frauen und Männer
gleiche Aufstiegschancen in
den Unternehmen haben und
der Frauenanteil in den Füh-
rungspositionen deutlich er-
höht wird. Ausländischen

Beispielen folgend wollen wir
in den Aufsichtsgremien von
Unternehmen eine Frauen-
quote von 40 Prozent einfüh-
ren.
� Bessere Möglichkeiten
der Vereinbarkeit von Beruf
und Familie. Wir werden
den Ausbau der Kinderbe-
treuung und des Ganztags-
schulangebotes weiter fort-
setzen. Das Elterngeld ist ein
Erfolgsprojekt, wir werden es
weiter entwickeln.

� Bekämpfung von Ge-
walt. Gewalt gegen Frauen,
die Verletzung ihrer Men-
schenwürde, Ausbeutung und
Frauenhandel werden wir
nicht dulden – sie zerstören
das Zusammenleben und den
inneren Frieden.
� Gleichstellung eingetra-
gener Lebenspartnerschaf-
ten. Eingetragene gleichge-
schlechtliche Lebenspartner-
schaften werden wir mit der
Ehe gleichstellen. �

Unser Ziel ist eine Gesell-
schaft, in der man ohne Angst
verschieden sein kann, in der
alle frei und gleichwertig
sind, mit gleichen Chancen
und Möglichkeiten. 
� Kultur der Anerkennung.
Deutschland ist Einwande-
rungsland. Wir treten dafür

ein, dass in unserem Land
Menschen mit verschiedener
Herkunft eine gemeinsame
Zukunft aufbauen können.
� Teilhabe in allen Lebens-
bereichen. Menschen mit Be-
hinderungen müssen selbstver-
ständlicher Teil der Gesell-
schaft werden.

� Ehrenamt besser för-
dern. Ehrenamtliches Enga-
gement ist die Grundlage ei-
ner solidarischen Burger -
gesell schaft. Wir werden die
Rahmenbedingungen und fi-
nanzielle Unterstutzung fur
Ehrenamtliche weiter verbes-
sern. �
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Aufbruch zum Besseren

Die Mitte unserer Gesell-
schaft, das sind die Millionen
Frauen und Männer, die sich
bei der Arbeit anstrengen und
am Ende des Tages ihren Kin-
dern an der Bettkante noch ei-
ne Geschichte vorlesen. Die
Menschen, die jungen Leuten
eine Berufsausbildung geben,
die Kranke oder Ältere pfle-
gen. Die als Betriebsräte um
Arbeitsplätze oder als Ge-
schäftsführer um Kunden
kämpfen. Sie alle sind das star-
ke Herz unseres Landes, und
dieses Herz ist intakt! Davon
bin ich fest überzeugt. Das ist
die eine Seite. Die andere Sei-
te gibt es auch: In unserem
Land gärt es. Da hat sich sehr
viel Wut und Empörung auf-
gestaut. 

Diese Krise ist mehr als ein
Konjunktureinbruch, und dar-
um muss die Antwort mehr
sein als ein Konjunkturpro-
gramm. Es geht auch um mehr
als Wirtschaftspolitik. Zu ent-
scheiden ist, in welche Rich-
tung unsere Gesellschaft künf-
tig geht. Wir brauchen einen
Fortschritt, der uns nicht in
Sieger und Verlierer zerreißt.
Einen Fortschritt, an dem alle
teilhaben. Das ist unsere Auf-
gabe! Das ist es, wofür ich
Kanzler werden will.

Vor uns stehen harte Mona-
te. Deshalb ist jetzt kluges Kri-
senmanagement gefragt. Wir
sind Motor dieser Bundesre-
gierung. Vom kommunalen

I n v e s t i t i o n s p r o -
gramm bis zur Förde-
rung der Automobil-
konjunktur. Wer aber
Deutschland bis 2013
und darüber hinaus
gestalten will, muss
noch anspruchsvoller,
noch ehrgeiziger sein.

Neustart der Sozialen
Marktwirtschaft

Deutschland muss Produk-
tionsstandort Nummer 1 in
Europa und der wirtschaftli-
che Motor für Europa blei-
ben! Deshalb sind wir für ak-
tive Industriepolitik. Deshalb
sage ich auch: Wir müssen
mit aller Kraft daran arbeiten,
ein Unternehmen wie Opel
zu retten. Wir müssen unsere
starke Wirtschaft nutzen, um
auf den Märkten von morgen
dabei zu sein. Ich möchte, dass
unser Land zum Ausrüster der
Welt für neue Produkte wird.
Für Autos, Maschinen und
Geräte, die das Klima scho-
nen, die weniger Energie ver-
b r a u c h e n ,
die aus neu-
en Materia-
lien statt teu-
ren Rohstof-
fen herge-
stellt sind. 

Und wir
müssen ver-
hindern, dass
die Energie-
wende, die
wir durchge-
setzt haben,
rückgängig
g e m a c h t
wird. Wer
K e r n k r a f t
jetzt wieder
als angebli-
che Zu-
kunftsener-

gie anpreist, erzählt dummes
Zeug. Die Zukunft der Ener-
gie liegt bei den Erneuerbaren.

Die soziale Marktwirtschaft
braucht einen Neustart. Ich
finde es überfällig, dass Frauen
in den Betrieben die Verant-
wortung übernehmen, die ih-
rer Kompetenz entspricht,
auch in Führungspositionen.
Frauen müssen genauso viel
verdienen wie Männer. Und
was Führungspositionen an-
geht: 40 Prozent Frauen in die
Aufsichtsräte, das ist das Ziel!

Und wir müssen Frauen
helfen, indem wir Familien
unterstützen und Betreu-
ungsangebote verbessern.
Nicht nur mit mehr Kita-
Plätzen und Ganztagsschu-
len, auch mit zwei Vätermo-
naten mehr beim Elterngeld.
Damit die gemeinsame Er-
ziehung früh beginnt. 

Vor allem die Alleinerzie-
henden brauchen unsere ganze
Unterstützung! Wir wollen
bessere Betreuungsangebote
und gezielte Hilfen bei der Ar-
beitsvermittlung. Und wir wol-

len die Hinzuverdienstgrenzen
verbessern für alle alleinerzie-
henden Väter und Mütter, die
nicht regelmäßig ganz- oder
halbtags arbeiten können. 

Neustart der sozialen
Marktwirtschaft heißt auch:
Wer Vollzeit arbeitet, soll
sich und seine Familie gut er-
nähren können. Deshalb
kämpfen wir für realistische
Mindestlöhne für alle. 7,50
Euro sind die Richtmarke. Je-
de Arbeit muss sich auch in
guten Löhnen ausdrücken.
Und wer Jahrzehnte zur Ar-
beit gegangen ist, der muss
im Alter ordentlich abgesi-
chert sein!

Die Mitte schützen
Unser Land ist stark, weil es

eine starke Mitte hat. Die Mil-
lionen Familien, die darum
ringen, dass es weitergeht und
am besten ein Stück besser und
aufwärts. Wir werden diese
Mitte schützen! Wir wollen
den Eingangssteuersatz auf
zehn Prozent senken. Davon

profit ieren
auch Nor-
malverdie-
ner. Wir wer-
den das Steu-
ersystem ver-
e in f achen .
Und wir wol-
len die Lohn-
nebenkosten
stabil halten. 

Wir stär-
ken und ent-
lasten die Fa-
milien mit
K i n d e r n .
Wir wollen
die Gebüh-
renfreiheit
vom Kinder-
garten bis
zur Universi-

tät. Für uns ist Bildung Men-
schenrecht. Niemand soll auf
Bildung verzichten müssen,
weil seine Eltern sie nicht be-
zahlen kann. Darum sind wir
für BAföG, darum kämpfen
wir gegen Studiengebühren.

Starke Schultern  
müssen mehr tragen

Wer Kapitalvermögen hat-
te, der hat dieses in den letz-
ten Jahren enorm vermehren
können. Millionen Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitneh-
mer haben dafür den eigentli-
chen Mehrwert geschaffen.
Aber ihre Einkommen sind
nur gering oder gar nicht ge-
stiegen. Auch von der Rendi-
te des letzten Aufschwungs
haben die Vermögenden
überdurchschnittlich profi-
tiert. Darum müssen die star-
ken Schultern in der Krise
jetzt mehr Lasten tragen. Wir
wollen den Spitzensteuersatz
auf 47 Prozent anheben, um
damit das zentrale Projekt des
neuen Jahrzehnts zu bezah-
len: Bildung. Das ist keine
Steuererhöhung für alle, das
betrifft gerade mal 1,5 Pro-
zent der Steuerpflichtigen.
Deshalb ist das nicht nur not-
wendig und verantwortbar,
sondern auch gerecht.

Vor uns liegt eine anstren-
gende Zeit, die uns Opfer ab-
verlangen wird. Wir können
diesen Härten nicht auswei-
chen. Aber wir können ent-
scheiden, welchen Weg wir
gehen wollen. Den Weg der
Marktradikalen, die sagen:
Wenn jeder an sich denkt, ist
an alle gedacht. Oder unseren
sozialdemokratischen Weg:
solidarisch und gemeinsam!
Ich will keine Rückkehr zum
Alten in Deutschland, ich will
den Aufbruch zum Besseren! 

Frank-Walter 
Steinmeier 
über Deutsch-
lands Weg zu
neuer Stärke

Rund um die 
Europawahl

� Briefwahl
Wer bei der Europawahl

am 7. Juni nicht persönlich
ins Wahllokal gehen kann
oder möchte, kann natür-
lich – wie bei allen anderen
Wahlen auch – per Brief
wählen. Einzige Vorausset-
zung: Man muss in das
Wählerverzeichnis seiner
Heimatgemeinde eingetra-
gen sein. Dann erhält man
im April oder Mai die
Wahlbenachrichtigung zu-
gestellt. Auf der Rückseite
steht der Antrag. Ausfüllen
und zurücksenden! Wenige
Tage später kommen die
Wahlunterlagen per Post.
Jetzt muss man nur noch
das Kreuz an der richtigen
Stelle machen und den
Wahlschein rechtzeitig bis
zum 7. Juni zurücksenden.
�Im Internet:

www.briefwahlinfo.de

� Auslandsdeutsche
Wenn man im Ausland

lebt, aber in Deutschland
gemeldet ist, wird man au-
tomatisch in das Wähler-
verzeichnis der Heimatge-
meinde eingetragen und an-
geschrieben. Im Ausland le-
bende Deutsche ohne
Wohnsitz bei uns müssen
sich bis zum 17. Mai als
Wähler registrieren! An-
tragsformulare dafür liegen
an deutschen Botschaften
und Konsulaten aus.

� Wahlrecht für
EU-Bürger

Auch Bürger aus anderen
EU-Staaten, die in
Deutschland leben, können
bei uns an der Europawahl
teilnehmen. Um zu wählen,
müssen sich EU-Bürger
einmalig ins Wählerver-
zeichnis ihres derzeitigen
Wohnortes eintragen las-
sen. Dies gilt nur, wenn sie
sich nicht schon bei den Eu-
ropawahlen 2004 ins Wahl-
register eingetragen haben.
Der Antrag muss bis zum
17. Mai bei der Gemeinde-
verwaltung des Wohnortes
eingereicht werden.
� Alle Formulare im Internet: 

www.briefwahlinfo.de

Europa muss sozial werden
SPD setzt vier Schwerpunkte für die künftige Arbeit im Europäischen Parlament

Am 7. Juni wählen rund
500 Millionen Bürgerinnen
und Bürger aus den 27 EU-
Mitgliedstaaten ein neues
Europäisches Parlament. In
Deutschland sind 62,2 Mil-
lionen Wahlberechtigte auf-
gerufen, die 99 deutschen
Abgeordneten zu wählen. 

Für die SPD steht die Frage
im Mittelpunkt des Wahl-
kampfes, wie die Europäische
Union zukünftig gestaltet wer-
den soll. Soll es eine Union
sein, die Profitstreben und un-
geregelte Märkte über alles
setzt, wie es Marktradikale und
Konservative wollen? Oder
soll Europa zu einer sozialen
Gemeinschaft weiterentwi-
ckelt werden – die soziale
Grundrechte, gerechte Löhne
mit einer starken Wirtschaft
und einer gesunden Umwelt
zusammenbringt? Die SPD
steht für ein starkes und sozia-
les Europa und setzt sich des-
halb vier Ziele für ihre Arbeit
in der nächsten Wahlperiode.

Klare Regeln 
für Finanzmärkte

In einer globalisierten
Welt, in der Wirtschaft und
Finanzmärkte immer dichter
miteinander verflochten sind,
sind klare Regeln unerläss-
lich, um künftig weltweite

Krisen von vornherein zu
vermeiden. Nationale Lösun-
gen allein reichen hier nicht
weit. Deshalb strebt die SPD
europaweite und globale Lö-
sungen für geregelte Finanz-
märkte an. So fordert die
SPD eine Börsenumsatzsteu-
er, um kurzfristige Finanz-
spekulationen einzudämmen.
Ebenso muss europaweit der
Kampf gegen Steueroasen
geführt werden. Darüber hi-
naus fordert die SPD eine
stärkere Kontrolle von hoch-

spekulativen Finanzproduk-
ten, stärkere Transparenzvor-
schriften für Finanzgeschäfte
und die Begrenzung von Ma-
nagergehältern.

Gute Arbeit in Europa
Aktuelle Fälle, zum Bei-

spiel aus der Automobilin-
dustrie zeigen, dass Beschäfti-
gungspolitik künftig noch
stärker europaweit koordi-
niert werden muss. Deshalb
fordert die SPD, dass alle eu-
ropäischen Programme kurz-

fristig auf ihre Beschäfti-
gungswirkung hin überprüft
werden müssen. Für Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitneh-
mer müssen europaweit ver-
bindliche soziale Standards,
gerechte Mindestlöhne und
Mitbestimmungsrechte ver-
einbart werden.

Starke Kommunen
Starke Städte und Gemein-

den sind das Fundament einer
sozialen Gesellschaft. Deshalb
will die SPD die Bedeutung
der Kommunen innerhalb der
EU stärker und insbesondere
wesentliche Einrichtungen der
öffentlichen Daseinsvorsorge –
zum Beispiel öffentlich-recht-
liche Sparkassen oder Gesund-
heits- und Sozialdienste –
schützen.

Aktiver Klimaschutz
Der Klimawandel ist eine

globale Herausforderung, der
sich Europa im Ganzen stel-
len muss. Die SPD steht des-
halb für eine ökologische In-
dustriepolitik, die auf die
Entwicklung neuer, umwelt-
schonender Verfahren und
Produkte setzt und so wirt-
schaftliches Wachstum und
Beschäftigung mit Klima -
schutz verbindet. Eine Rück-
kehr zur Energiegewinnung
aus Atomkraft wird es mit der
SPD nicht geben.
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Länder mit gesetzlichem Mindestlohn
alternative Schutzmechanismen vor
Lohndumping
Kein Mindestlohn

Die Sozialdemokra-
tinnen und Sozialdemo-
kraten stehen für die
wirkliche Gleichstellung
von Frauen und Män-
nern in Europa. Deshalb
haben sie im Europäi-
schen Parlament not-
wendige Gesetze durch-
gesetzt und viele Geset-

ze durch den Grundsatz
der Gleichstellung erst
rund gemacht. Ein
nächstes wichtiges Ziel
ist gleicher Lohn für
gleiche Arbeit. Kontrol-
liert und mit Strafe be-
droht, wenn sich jemand
nicht dran hält. Mit den
Konservativen im Euro-

päischen Parlament ist
diese Politik nicht zu
machen. Daher brau-
chen wir nach dem 7. Ju-
ni eine gestärkte sozial-
demokratische Fraktion.
Das zahlt sich auch für
die Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer in
Deutschland aus.

Gleicher Lohn
für gleiche 
Arbeit !
von 
Evelyne Gebhardt MdEP
(Platz 2 der SPD auf der
Europawahlliste)
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Zeit für Entscheidungen: 2009 bringt den Schock der Finanz-und Wirtschaftskrise,
aber auch einen neuen amerikanischen Präsidenten, der der Welt Hoffung gibt
und sozialdemokratischen Ideen nahesteht. Frank-Walter Steinmeier kämpft vor
allem für den Erhalt der industriellen Basis in Deutschland: „Das Auto der Zukunft
soll nicht nur in Deutschland erfunden werden, es soll auch in Deutschland ge-
baut werden. Dafür werden wir die Voraussetzungen schaffen.“

� Ich möchte Informationen zum SPD-Wahlprogramm
� Ich möchte mehr Informationen zur Mitgliedschaft
� Ich möchte Mitglied werden
� Ich möchte Gastmitglied werden

Bitte senden an

Referat Mitgliederwerbung und -entwicklung
SPD Parteivorstand
Willy-Brandt-Haus
Wilhelmstraße 141

10963 Berlin
Fax (030) 259 91 - 315

E-Mail: mitgliederwerbung@spd.de

Mindestlöhne in der EU

In-
teresse an der SPD? Gerade

in Wahljahren interessieren sich viele Menschen für
Politik und wollen sich aktiv einmischen. In der SPD stehen
für sie die Türen weit offen. Die SPD ist die älteste Volkspartei
Deutschlands. Sozial und demokratisch. Seit 1863. 

Machen Sie mit: Informationen zu unserem Programm
und zur Mitgliedschaft können Sie mit dem nebenstehen-
den Coupon anfordern. Einfach ausfüllen und zusenden
oder zu faxen. Oder im Internet: www.eintreten.spd.de Frank-Walter Steinmeier mit Ehefrau Elke Büdenbender bei der 

Vorstellung des Programmentwurfs in Berlin.
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